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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes 
und anderer kommunalrechtlicher Vorschriften

Vom 13. Oktober 2021

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes

Das Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz vom
17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Juni 2021 (Nds. GVBl. S. 368),
wird wie folgt geändert:

1. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 5 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5 und erhält folgende
Fassung:

„(5) Absatz 4 gilt nicht für kreisfreie Städte, die Lan-
deshauptstadt Hannover, die Stadt Göttingen und große
selbständige Städte.“

2. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „unterstellt“ durch das
Wort „zugeordnet“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 3 werden nach den Worten „Aus-
schusses der Vertretung“ ein Komma und die Worte
„eines Ausschusses nach § 73“ eingefügt.

3. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„²Die Verkündung erfolgt nach Maßgabe näherer
Bestimmung durch die Hauptsatzung

1. in einem von der Kommune allein oder gemein-
sam mit einer oder mehreren anderen Kommu-
nen herausgegebenen gedruckten amtlichen
Verkündungsblatt,

2. in einer oder mehreren örtlichen Tageszeitun-
gen oder

3. in einem im Internet bereitgestellten elektroni-
schen amtlichen Verkündungsblatt der Kom-
mune,

soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes be-
stimmt ist.“

bb) Satz 3 wird gestrichen.

b) In Absatz 2 Sätze 1 und 4 wird jeweils nach dem Wort
„Das“ das Wort „gedruckte“ eingefügt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 1 bis 3 erhalten folgende Fassung:

„1Die Verkündung in einem elektronischen amtli-
chen Verkündungsblatt erfolgt auf der Internet-
seite der Kommune in einem gesonderten elektroni-
schen Dokument. 2Für das elektronische amtliche
Verkündungsblatt gilt Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 1
und Sätze 3 bis 6 entsprechend. 3Die Internet-
adresse, unter der das elektronische amtliche Ver-
kündungsblatt eingesehen werden kann, ist in der
Hauptsatzung zu bestimmen.“

bb) Satz 6 wird gestrichen.

d) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt:

„(4) 1Kreisangehörige Gemeinden und Samtgemein-
den können durch ihre Hauptsatzung bestimmen, dass
ihre Satzungen in dem gedruckten oder elektronischen

amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises verkün-
det werden. 2Mitgliedsgemeinden einer Samtgemeinde
können durch ihre Hauptsatzung auch bestimmen,
dass ihre Satzungen in dem gedruckten amtlichen
oder elektronischen amtlichen Verkündungsblatt der
Samtgemeinde verkündet werden. 3Erfolgt die Verkün-
dung nach den Sätzen 1 und 2 in einem elektronischen
amtlichen Verkündungsblatt, so ist in der Hauptsatzung
die Internetadresse anzugeben, unter der das elektro-
nische amtliche Verkündungsblatt eingesehen werden
kann. 4Absatz 3 Sätze 4 und 5 gilt entsprechend.“

e) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden Absätze 5 bis 7.

f) Der neue Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird nach dem Wort „im“ das Wort
„gedruckten“ eingefügt.

bb) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. im elektronischen amtlichen Verkündungsblatt
mit dessen Ausgabe.“

g) Im neuen Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe „bis 5“ durch
die Angabe „bis 6“ ersetzt.

4. § 31 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Halbsatz 1 wird das Wort „eingereicht“
durch das Wort „angezeigt“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird nach dem Wort „vertreten“ der Klam-
merzusatz „(Vertretungsberechtigte)“ eingefügt.

cc) Der bisherige Satz 4 wird durch die folgenden
neuen Sätze 4 bis 7 ersetzt:

„4Die Kommune erstellt unverzüglich nach der
Anzeige des Einwohnerantrags eine Schätzung
der Kosten für die Erfüllung des Begehrens und
teilt diese den Vertretungsberechtigten unverzüg-
lich schriftlich oder in elektronischer Form mit.
5Die Kostenschätzung muss auch die Folgekosten
der Erfüllung des Begehrens berücksichtigen. 6Die
Kostenschätzung ist von den Vertretungsberech-
tigten in den Einwohnerantrag aufzunehmen.
7Diese können zusätzlich eine abweichende eigene
Kostenschätzung in den Einwohnerantrag aufneh-
men.“

dd) Der bisherige Satz 5 wird Satz 8.

b) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Der Einwohnerantrag ist bei der Kommune in schrift-
licher Form einzureichen; die Voraussetzungen der
Absätze 1 bis 3 müssen bei Eingang erfüllt sein.“

5. § 32 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird die folgende neue Nummer 7 eingefügt:

„7. Entscheidungen als Träger von Krankenhäu-
sern oder des Rettungsdienstes,“.

bb) Die bisherigen Nummern 7 und 8 werden Num-
mern 8 und 9.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 wird nach dem Wort „vertreten“ der Klam-
merzusatz „(Vertretungsberechtigte)“ eingefügt.
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bb) Satz 5 erhält folgende Fassung:

„5In der Anzeige kann beantragt werden, vorab zu
entscheiden, ob die Voraussetzungen nach den
Sätzen 1 bis 3 und Absatz 2 vorliegen.“

c) Es wird der folgende neue Absatz 4 eingefügt:

„(4) 1Die Kommune erstellt unverzüglich nach Ein-
gang der Anzeige des Bürgerbegehrens eine Schät-
zung der Kosten für die Umsetzung der begehrten
Sachentscheidung. 2Die Kostenschätzung muss auch
die Folgekosten der Umsetzung der begehrten Sach-
entscheidung berücksichtigen. 3Im Fall eines Antrags
auf Vorabentscheidung nach Absatz 3 Satz 5 hat der
Hauptausschuss zunächst unverzüglich über diesen
Antrag zu entscheiden. 4Die Entscheidung ist den Ver-
tretungsberechtigten unverzüglich bekannt zu geben.
5Wird in der Vorabentscheidung das Vorliegen der
Voraussetzungen nach Absatz 2 und Absatz 3 Sätze 1
bis 3 festgestellt, so ist anschließend unverzüglich die
Kostenschätzung zu erstellen. 6Die Kommune hat die
Kostenschätzung nach den Sätzen 1 und 5 den Vertre-
tungsberechtigten unverzüglich schriftlich oder in
elektronischer Form mitzuteilen. 7Die Kostenschätzung
ist von den Vertretungsberechtigten in das Bürgerbe-
gehren aufzunehmen. 8Diese können zusätzlich eine
abweichende eigene Kostenschätzung aufnehmen. 9In
diesem Fall ist das ergänzte Bürgerbegehren der Kom-
mune erneut anzuzeigen.“

d) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden Absätze 5 bis 8.

e) Im neuen Absatz 5 wird der bisherige Satz 3 durch die
folgenden neuen Sätze 3 bis 5 ersetzt:

„3Jede Unterschriftenliste muss den vollen Wortlaut des
Bürgerbegehrens enthalten. 4Für die Ungültigkeit von
Unterschriften gilt § 31 Abs. 3 Satz 2 entsprechend.
5Darüber hinaus sind Eintragungen ungültig, die das
Datum der Unterzeichnung nicht angeben oder vor
dem Fristbeginn nach Absatz 6 Satz 3 geleistet wurden.“

f) Der neue Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden durch die fol-
genden neuen Sätze 2 und 3 ersetzt:

„2Die elektronische Form ist unzulässig. 3Die Frist
beginnt einen Monat nach dem Eingang der Kosten-
schätzung der Kommune bei den Vertretungsbe-
rechtigten.“

bb) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4.

g) Der neue Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„2Wurde in der Vorabentscheidung nach Absatz 4
Satz 3 festgestellt, dass die Voraussetzungen des
Absatzes 2 und des Absatzes 3 Sätze 1 bis 3 vor-
liegen, so entscheidet er nur noch über das Vor-
liegen der Voraussetzungen des Absatzes 4 Satz 7
und der Absätze 5 und 6. 3Die Hauptverwaltungs-
beamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte gibt
den Vertretungsberechtigten die Entscheidung
unverzüglich bekannt und unterrichtet die Ver-
tretung in der nächsten Sitzung über die Entschei-
dung.“

bb) In Satz 4 werden das Wort „ist“ durch das Wort
„muss“ und das Wort „herbeizuführen“ durch das
Wort „stattfinden“ ersetzt.

6. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Absatz 1 eingefügt:

„(1) 1Die Vertretung kann auf Antrag der Mehrheit
ihrer Mitglieder mit einer Mehrheit von zwei Dritteln
ihrer Mitglieder beschließen, dass über eine Angele-
genheit des eigenen Wirkungskreises der Kommune
innerhalb von drei Monaten durch Bürgerentscheid

entschieden wird. 2Der Beschluss ist auch zulässig,
wenn eine einem zugelassenen Bürgerbegehren entge-
genstehende Entscheidung begehrt wird. 3§ 32 Abs. 2
gilt entsprechend. 4Der Stimmzettel muss eine § 32
Abs. 3 Satz 1 entsprechende Bezeichnung der begehr-
ten Sachentscheidung, eine Begründung und eine § 32
Abs. 4 Sätze 1 und 2 entsprechende Kostenschätzung
enthalten.“

b) Die bisherigen Absätze 1 bis 3 werden Absätze 2 bis 4.

c) In dem neuen Absatz 4 Satz 3 Halbsatz 2 wird die Ver-
weisung „§ 32 Abs. 4 Satz 2“ durch die Verweisung
„§ 32 Abs. 5 Satz 2“ ersetzt.

d) Es wird der folgende neue Absatz 5 eingefügt:

„(5) 1Sind mehrere Bürgerentscheide durchzuführen,
die im Fall ihres Erfolgs nicht nebeneinander umge-
setzt werden können, so finden die Bürgerentscheide
am selben Tag statt. 2Die Frist nach § 32 Abs. 7 Satz 4
beginnt mit der spätesten Zulässigkeitsentscheidung
des Hauptausschusses, im Fall des Absatzes 1 mit dem
Beschluss der Vertretung. 3Erfüllen mehrere dieser
Bürgerentscheide die Voraussetzungen nach Absatz 4
Satz 3, so ist nur der Bürgerentscheid verbindlich, bei
dem die meisten gültigen Ja-Stimmen abgegeben wur-
den. 4Ist die Zahl der gültigen Ja-Stimmen bei mehreren
Bürgerentscheiden gleich, so ist der Bürgerentscheid
verbindlich, bei dem die wenigsten gültigen Nein-
Stimmen abgegeben wurden. 5Ist auch die Zahl der
Nein-Stimmen gleich, so liegt ein verbindlicher Bürger-
entscheid nicht vor.“

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6.

7. § 35 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Die Befragung kann auf einen Teil des Personenkrei-
ses nach Satz 1 beschränkt werden.“

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

8. § 54 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz 1 wird durch die folgenden neuen
Sätze 1 und 2 ersetzt:

„1Niemand darf an der Übernahme und Ausübung des
Amtes eines Mitglieds der Vertretung gehindert wer-
den. 2Abgeordnete dürfen wegen der Übernahme oder
Ausübung des Amtes nicht benachteiligt werden.“

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 und 4.

c) Es werden die folgenden neuen Sätze 5 und 6 eingefügt:

„5Abgeordnete, die innerhalb eines vorgegebenen Ar-
beitszeitrahmens Beginn und Ende ihrer täglichen
Arbeitszeit selbst bestimmen können, haben einen An-
spruch auf Verringerung ihrer regelmäßigen Arbeits-
zeit für die Zeit, in der sie an 

1. einer Sitzung der Vertretung, des Hauptausschus-
ses, eines Ausschusses, ihrer Fraktion oder Gruppe,

2. einer Sitzung eines Organs oder Gremiums einer
juristischen Person oder Vereinigung des öffentli-
chen oder privaten Rechts, in das sie von der Kom-
mune gewählt, entsandt oder in sonstiger Form
bestellt worden sind, oder

3. einer Veranstaltung, für die die Vertretung die
Teilnahme beschlossen hat oder zu der die Haupt-
verwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungs-
beamte die Abgeordneten eingeladen hat,

teilnehmen, soweit kein Anspruch auf Gewährung freier
Zeit nach Satz 4 besteht und die Teilnahme in ihrem
Arbeitszeitrahmen liegt. 6Der Anspruch nach Satz 5
besteht nur, soweit die Summe aus der am Tag der
Teilnahme geleisteten Arbeitszeit, der nach Satz 4 zu
gewährenden Freistellungszeit und der nach Satz 5 zu
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berücksichtigenden Teilnahmezeit ein Fünftel der re-
gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit der oder des
Abgeordneten nicht überschreitet.“

d) Der bisherige Satz 4 wird Satz 7 und wie folgt geändert:

Das Wort „Ihnen“ wird durch die Worte „Den Abge-
ordneten“ ersetzt.

e) Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden Sätze 8 und 9.

f) Im neuen Satz 9 wird die Verweisung „Satz 4“ durch
die Verweisung „Satz 7“ ersetzt.

9. In § 60 Satz 1 wird das Wort „unparteiisch“ gestrichen.

10. § 71 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 2 bis 3 erhalten folgende Fassung:

„2Die Sitze eines jeden Ausschusses werden auf die
Fraktionen und Gruppen nach der Reihenfolge
der Höchstzahlen verteilt, die sich durch Teilung
der Mitgliederzahlen der Fraktionen und Gruppen
durch 1, 2, 3 usw. ergeben. 3Über die Zuteilung
übrig bleibender Sitze entscheidet bei gleichen
Höchstzahlen das Los.“

bb) Die Sätze 4 und 5 werden gestrichen.

cc) Die Sätze 6 und 7 werden die Sätze 4 und 5.

b) Absatz 3 Sätze 2 und 3 erhält folgende Fassung:

„2Ist dies nach Absatz 2 Sätze 2 bis 4 nicht gewährlei-
stet, so wird zunächst der in Satz 1 genannten Frakti-
on oder Gruppe ein Sitz zugeteilt. 3Für die danach
noch zu vergebenden Sitze ist Absatz 2 Sätze 2 bis 4
anzuwenden.“

11. In § 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wird die Angabe „Sätze 2 bis 7“
durch die Angabe „Sätze 2 bis 5“ ersetzt.

12. § 80 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 10 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 11 wird Absatz 10.

13. In § 81 Abs. 3 Satz 3 werden nach dem Wort „kann“ die
Worte „auf Vorschlag der Hauptverwaltungsbeamtin oder
des Hauptverwaltungsbeamten“ einfügt.

14. § 83 Satz 3 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

„2. das Amt der Hauptverwaltungsbeamtin oder des Haupt-
verwaltungsbeamten in der laufenden Amtszeit

a) seit mindestens fünf Jahren oder

b) nach einer Wiederwahl seit mindestens drei Jahren

innehat.“

15. In § 89 Satz 4 wird die Verweisung „§ 96 Abs. 1 Satz 5“
durch die Verweisung „§ 96 Abs. 1 Satz 6“ ersetzt.

16. § 91 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung:

„die Mindestzahl beträgt fünf“.

b) In Absatz 4 Satz 4 werden nach dem Wort „Vorsitzen-
den“ die Worte „auf ihre Pflichten nach den §§ 40 bis
42 hingewiesen und“ eingefügt und das Wort „unpar-
teiisch“ wird gestrichen.

17. § 93 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort „kann“ durch das Wort
„soll“ ersetzt und die Worte „auf Antrag“ werden ge-
strichen.

b) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2§ 35 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend.“

18. In § 98 Abs. 4 Halbsatz 1 werden nach dem Wort „Aufga-
ben“ die Worte „und der Umsetzung der gesetzlichen An-
forderungen an die digitale Verwaltung“ eingefügt.

19. Dem § 106 Abs. 1 wird der folgende Satz 10 angefügt:

„10Sie oder er führt nach dem Ende der Wahlperiode die
Tätigkeit bis zur Neuwahl einer Bürgermeisterin oder eines
Bürgermeisters fort.“

20. In § 107 Abs. 5 Satz 4 Nr. 2 wird die Angabe „Abs. 7“ durch
die Angabe „Abs. 8“ ersetzt.

21. In § 108 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „für eine weitere
Amtszeit“ durch die Worte „für eine oder mehrere weitere
Amtszeiten“ ersetzt.

22. In § 109 Abs. 3 Satz 2 wird das Wort „seiner“ durch das
Wort „ihrer“ ersetzt.

23. In § 110 Abs. 5 Satz 4 wird die Verweisung „Absatz 6
Satz 3“ durch die Verweisung „Absatz 6 Satz 4“ ersetzt.

24. § 111 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Absatz 7 eingefügt:

„(7) 1Die Landkreise und die Region Hannover kön-
nen für ihre kreis- und regionsangehörigen Kommunen
mit Ausnahme der Mitgliedsgemeinden von Samtge-
meinden Kredite (§ 120 Abs. 1 Satz 1) und Liquiditäts-
kredite (§ 122) aufnehmen und bewirtschaften. 2Der
Landkreis und die kreisangehörige Kommune sowie
die Region Hannover und die regionsangehörige Kom-
mune regeln die Aufnahme und Bewirtschaftung von
nach Satz 1 aufgenommenen Krediten und Liquidi-
tätskrediten und die Verrechnung von Zinsen für die
Kredite und Liquiditätskredite durch öffentlich-recht-
liche Vereinbarung.“

b) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und wie folgt ge-
ändert: 

Satz 5 wird gestrichen.

25. In § 128 Abs. 6 Satz 1 wird die Verweisung „Absatz 3
Nrn. 2 bis 4“ durch die Verweisung „Absatz 3 Nrn. 2 bis 5“
ersetzt.

26. In § 136 Abs. 1 Satz 3 werden nach dem Wort „Personen-
nahverkehrs“ ein Komma und die Worte „der Wohn-
raumversorgung“ eingefügt.

27. In § 137 Abs. 1 Nr. 8 wird das Wort „sechs“ durch das
Wort „neun“ ersetzt.

28. In § 147 Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung „§ 111 Abs. 1
und 5 bis 7“ durch die Verweisung „§ 111 Abs. 1, 5, 6
und 8“ ersetzt.

29. § 161 Nr. 4 Buchst. c wird gestrichen.

30. In § 176 Abs. 1 Satz 5 werden nach dem Wort „Ausnah-
men“ die Worte „und für Entscheidungen nach § 85 Abs. 2
Satz 3“ eingefügt.

31. § 178 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 2 wird das Wort „und“ durch
ein Komma ersetzt.

b) Am Ende der Nummer 3 wird der Punkt durch das
Wort „und“ ersetzt.

c) Es wird die folgende neue Nummer 4 angefügt:

„4. die Wertgrenzen für Zuwendungen bestimmen
und das Verfahren für Zuwendungen unterhalb
der Wertgrenzen abweichend von § 111 Abs. 7
Sätze 2 bis 4 regeln.“

32. § 179 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Kommune kann durch Beschluss der Vertre-
tung davon absehen,

1. für die Haushaltsjahre bis einschließlich 2020 nach
§ 128 Abs. 4 einen konsolidierten Gesamtabschluss auf-
zustellen und

2. für die Haushaltsjahre bis einschließlich 2021 nach
§ 128 Abs. 6 Satz 3 dem Konsolidierungsbericht eine
Kapitalflussrechnung beizufügen.“
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33. In § 182 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 32 Abs. 5 Sätze 1
und 5 und Abs. 6 Satz 4“ durch die Angabe „§ 32 Abs. 6
Sätze 1 und 4 und Abs. 7 Satz 4“ ersetzt.

Artikel 2

Änderung des Gesetzes über den Regionalverband 
„Großraum Braunschweig“

§ 6 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über den Regionalverband
„Großraum Braunschweig“ vom 27. November 1991 (Nds.
GVBl. S. 305), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 13. Dezember 2018 (Nds. GVBl. S. 316), erhält folgende
Fassung:

„(2) 1Die Sitze der stimmberechtigten Mitglieder des Ver-
bandsausschusses werden auf die in der Verbandsversammlung
vertretenen Fraktionen und Gruppen nach der Reihenfolge
der Höchstzahlen verteilt, die sich durch Teilung der Mitglie-
derzahlen der Fraktionen und Gruppen durch 1, 2, 3 usw. er-
geben. 2Über die Zuteilung übrig bleibender Sitze entscheidet
bei gleichen Höchstzahlen das von der oder dem Vorsitzenden
der Verbandsversammlung zu ziehende Los.

(3) 1Erhält bei der Verteilung der Sitze nach Absatz 2 eine
Fraktion oder Gruppe, der mehr als die Hälfte der Mitglieder der
Verbandsversammlung angehören, nicht mehr als die Hälfte
der insgesamt zu vergebenden Sitze, so wird zunächst dieser
Fraktion oder Gruppe ein Sitz zugeteilt. 2Für die danach noch
zu vergebenden Sitze ist Absatz 2 anzuwenden.“

Artikel 3

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit

Das Niedersächsische Gesetz über die kommunale Zusam-
menarbeit in der Fassung vom 21. Dezember 2011 (Nds. GVBl.
S. 493), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
26. Oktober 2016 (Nds. GVBl. S. 226), wird wie folgt geändert:

1. In § 9 Abs. 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Kommune“
die Worte „oder einer vom Zweckverband in entsprechen-
der Anwendung des § 8 Abs. 2 NKomVG bestellten haupt-
beruflichen Gleichstellungsbeauftragten“ eingefügt.

2. § 16 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Der Zweckverband erhebt von den Verbandsmitgliedern
eine Umlage, soweit seine sonstigen Erträge die entstehen-
den Aufwendungen nicht decken.“

Artikel 4

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über den Finanzausgleich

Das Niedersächsische Gesetz über den Finanzausgleich in
der Fassung vom 14. September 2007 (Nds. GVBl. S. 466), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Dezember
2020 (Nds. GVBl. S. 477), wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe d wird gestrichen.

b) Der bisherige Buchstabe e wird Buchstabe d und wie
folgt geändert:

Die Angabe „Artikel 107 Abs. 2 Satz 5“ wird durch die
Angabe „Artikel 107 Abs. 2 Sätze 5 und 6“ ersetzt.

c) Der bisherige Buchstabe f wird Buchstabe e.

2. Dem § 5 Abs. 2 wird der folgende Satz 3 angefügt:

„3Für die Ermittlung der durchschnittlichen Einwohner-
zahl der fünf vorangegangenen Haushaltsjahre sind die
Einwohnerzahlen heranzuziehen, die im Finanzausgleich
des jeweiligen Jahres zugrunde gelegt wurden.“

3. § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2§ 5 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend.“

4. In § 9 Abs. 2 werden die Worte „für den“ durch die Worte
„in dem“ ersetzt.

5. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Gebiete“ durch das
Wort „Bezirke“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worte „jedes gemeindefreie
Gebiet“ durch die Worte „die gemeindefreien Bezirke“
ersetzt.

6. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 3 werden das Semikolon und die Worte
„bei der Berechnung der Steuerkraftzahlen für die Er-
mittlung der Schlüsselzuweisungen werden die eini-
gungsbedingten Anteile des Vervielfältigers um ein
Drittel angehoben“ gestrichen.

b) Es wird der folgende Absatz 4 angefügt:

„(4) 1Vereinbaren Gemeinden für mindestens fünf
Jahre eine Aufteilung von Grundsteueraufkommen
oder Gewerbesteueraufkommen und wird in der Ver-
einbarung auch bestimmt, wie Steuerrückzahlungen
aufzuteilen sind, so wird die Vereinbarung nach Über-
mittlung an das für Inneres zuständige Ministerium
bei der Ermittlung der Steuerkraftzahlen berücksich-
tigt, wenn dies in der Vereinbarung bestimmt ist. 2Bei
der Berechnung der Steuerkraftzahl einer Gemeinde
wird das aufgeteilte Aufkommen mit dem Realsteuer-
hebesatz berücksichtigt, der für die tatsächlich hebe-
berechtigte Gemeinde zu berücksichtigen ist.“

7. § 14 f wird gestrichen.

8. In § 15 Abs. 4 werden die Worte „der betroffenen Ge-
meinde oder Gemeinden“ gestrichen.

9. In § 21 Abs. 5 Satz 3 wird die Verweisung „§ 14 c Satz 4“
durch die Verweisung „§ 14 c Abs. 1 Satz 2“ ersetzt.

10. Dem § 24 wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) Abweichend von § 9 Abs. 3 werden für den Finanz-
ausgleich im Haushaltsjahr 2022 bei der Ermittlung der
Messbeträge für die Gemeindeanteile an der Umsatzsteu-
er zwölf Fünfzehntel des Aufkommens angesetzt, das den
Gemeinden in dem in § 9 Abs. 1 bezeichneten Zeitraum
zugeflossen ist.“

Artikel 5

Änderung des Niedersächsischen 
Kommunalprüfungsgesetzes

Das Niedersächsische Kommunalprüfungsgesetz vom 16. De-
zember 2004 (Nds. GVBl S. 638), zuletzt geändert durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 2. März 2017 (Nds. GVBl. S. 53), wird
wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die überörtliche Prüfung der Kommunen und
Zweckverbände einschließlich ihrer Sonder- und Treu-
handvermögen, der kommunalen Anstalten, der gemein-
samen kommunalen Anstalten, des Regionalverbands
,Großraum Braunschweig‘, der Niedersächsischen Ver-
sorgungskasse und der Versorgungskasse für die Beamten
der Gemeinden und Gemeindeverbände des ehemali-
gen Landes Oldenburg (zu prüfende Stellen) obliegt der
Präsidentin oder dem Präsidenten des Landesrechnungs-
hofs als Prüfungsbehörde.“
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Unternehmen“
die Worte „und Einrichtungen“ eingefügt und das
Wort „Einrichtungen“ wird durch das Wort „Stellen“
ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Einrichtungen“ durch das
Wort „Stellen“ ersetzt.

2. In § 2 Sätze 1 und 2 wird jeweils das Wort „Einrichtung“
durch das Wort „Stelle“ ersetzt.

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird das Wort „Einrichtungen“ durch das
Wort „Stellen“ ersetzt.

bb) In Satz 4 wird das Wort „Einrichtung“ durch das
Wort „Stelle“ ersetzt.

cc) In Satz 5 werden nach dem Wort „an“ die Worte
„der Einrichtung oder“ eingefügt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Einrichtung“ durch
das Wort „Stelle“ ersetzt.

c) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Einrichtung“ durch
das Wort „Stelle“ ersetzt.

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Einrichtung die Prü-
fungsfeststellungen“ durch die Worte „Stelle das
Prüfungsergebnis“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird das Wort „Einrichtung“ durch das
Wort „Stelle“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Prüfungsbehörde schließt die Prüfung mit ei-
ner Prüfungsmitteilung an die geprüfte Stelle ab,
die das unter Berücksichtigung der Stellungnahme
der geprüften Stelle festgestellte Prüfungsergebnis
enthält; die Prüfungsmitteilung soll eine Zusammen-
fassung ihres wesentlichen Inhalts enthalten.“

bb) In Satz 2 Nr. 2 werden nach den Worten „die an“
die Worte „der Einrichtung oder“ eingefügt.

5. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Prüfungsmitteilung ist unverzüglich der Ver-
tretung der Kommune, bei Zweckverbänden und beim
Regionalverband ,Großraum Braunschweig‘ der Ver-
bandsversammlung, bei kommunalen Stiftungen dem
Hauptorgan, bei Anstalten dem Verwaltungsrat und bei
Versorgungskassen der Mitgliederversammlung sowie
bei Prüfungen nach § 1 Abs. 2 dem entsprechenden
Hauptorgan bekannt zu geben.“

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „Satz 1“ gestrichen
und das Wort „Einrichtung“ wird durch das Wort „Stelle“
ersetzt.

6. In § 6 werden nach dem Wort „prüfende“ die Worte „Stel-
len sowie“ eingefügt.

7. In § 7 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Prüfungspla-
nung“ die Worte „und bei der Erstellung des Kommunalbe-
richts der Prüfungsbehörde“ eingefügt.

Artikel 6

Änderung des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes

§ 11 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a des Niedersächsischen Kommu-
nalabgabengesetzes in der Fassung vom 20. April 2017 (Nds.

GVBl. S. 121), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
24. Oktober 2019 (Nds. GVBl. S. 309), erhält folgende Fassung: 

„a) über die Mitwirkungspflichten §§ 140, 145 bis 147, 148
und 149 Abs. 1 und 2 mit der Maßgabe, dass in Satz 1 je-
weils an die Stelle des Wortes ,sieben‘ das Wort ,fünf‘ und
in Satz 2 an die Stelle des Wortes ,siebten‘ das Wort ,fünf-
ten‘ tritt, § 150 Abs. 1 bis 5, § 151, § 152 Abs. 1 und 4,
Abs. 9 und 10 mit der Maßgabe, dass die Höhe des Ver-
spätungszuschlags im Ermessen des Abgabeberechtigten
steht, wobei bei der Bemessung des Verspätungszuschla-
ges neben seinem Zweck, den Steuerpflichtigen zur recht-
zeitigen Abgabe der Steuererklärung anzuhalten, die
Dauer der Fristüberschreitung, die Höhe des sich aus der
Steuerfestsetzung ergebenden Zahlungsanspruchs, die aus
der verspäteten Abgabe der Steuererklärung gezogenen
Vorteile sowie das Verschulden und die wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen zu berücksichti-
gen sind, und mit der weiteren Maßgabe, dass der Verspä-
tungszuschlag 10 Prozent der festgesetzten Steuer oder des
festgesetzten Messbetrages nicht übersteigen und höchs-
tens 25 000 Euro betragen darf, Abs. 11 Satz 1 und Abs. 12,
§ 153 Abs. 1 und 2,“.

Artikel 7

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über den öffentlichen Gesundheitsdienst

Nach § 3 des Niedersächsischen Gesetzes über den öffentli-
chen Gesundheitsdienst vom 24. März 2006 (Nds. GVBl. S. 178),
zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 15. Juli 2020
(Nds. GVBl. S. 244), wird der folgende § 3 a eingefügt: 

„§ 3 a

Epidemische Lage von landesweiter Tragweite

(1) 1Der Landtag stellt auf Antrag der Landesregierung eine
epidemische Lage von landesweiter Tragweite fest, wenn

1. die medizinische Versorgung der Bevölkerung in Niedersach-
sen aufgrund der Ausbreitung einer bedrohlichen übertrag-
baren Krankheit (§ 2 Nr. 3 a IfSG) gefährdet ist und

2. nicht eine epidemische Lage von nationaler Tragweite nach
§ 5 Abs. 1 IfSG festgestellt ist.

2Der Antrag ist bei der Präsidentin oder beim Präsidenten des
Landtages schriftlich einzureichen und zu begründen. 3Die
Feststellung nach Satz 1 ist für zwei Monate zu treffen. 4Der
Landtag hebt auf Antrag der Landesregierung die Feststellung
auf, wenn die in Satz 1 Nr. 1 genannte Voraussetzung für die
Feststellung nicht mehr vorliegt; die Feststellung ist aufgeho-
ben, wenn eine epidemische Lage von nationaler Tragweite
nach § 5 Abs. 1 Satz 1 IfSG festgestellt ist. 5Die Feststellung
nach Satz 1 und die Aufhebung nach Satz 4 Halbsatz 1 werden
im Niedersächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt
gemacht; sie werden jeweils mit ihrer Bekanntmachung wirk-
sam. 6Der Landtag verlängert auf Antrag der Landesregierung
die Feststellung um jeweils zwei Monate, wenn die in Satz 1
Nrn. 1 und 2 genannten Voraussetzungen weiterhin erfüllt
sind; die Sätze 2, 4 und 5 gelten entsprechend.

(2) Während einer epidemischen Lage nach Absatz 1 oder
einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5
Abs. 1 IfSG kann das Fachministerium anstelle der Landkreise
und kreisfreien Städte Aufgaben, die diesen nach § 3 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 obliegen, wahrnehmen, soweit Maßnahmen erfor-
derlich sind, die über das Gebiet eines Landkreises oder einer
kreisfreien Stadt hinausreichen.“

Artikel 8

Übergangsvorschriften

Ist ein Bürgerbegehren vor dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes angezeigt worden, so bleiben für das Bürgerbegehren und
den Bürgerentscheid die am Tag vor dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes geltenden Vorschriften maßgeblich.
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Artikel 9

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am 1. November 2021 in Kraft. 2Abwei-
chend von Satz 1 tritt

1. Artikel 4 Nr. 1 mit Wirkung vom 1. Januar 2020,

2. Artikel 4 Nrn. 5 und 6 am 1. Januar 2022 und 

3. Artikel 4 Nr. 4 am 1. Januar 2023 

in Kraft.

Hannover, den 13. Oktober 2021

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des 

Niedersächsischen Raumordnungsgesetzes

Vom 13. Oktober 2021

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Raumordnungsgesetz in der Fassung
vom 6. Dezember 2017 (Nds. GVBl. S. 456), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. März 2021 (Nds. GVBl.
S. 133), wird wie folgt geändert:

1. In § 9 Abs. 1 werden die Worte „die Landesplanungsbehörde
die Durchführung eines Raumordnungsverfahrens vorsehen“
durch die Worte „ein Raumordnungsverfahren durchge-
führt werden“ ersetzt.

2. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„3Der Träger des Vorhabens hat die Verfahrensunterla-
gen ergänzend zu § 15 Abs. 2 Satz 2 ROG auch in ge-
druckter Form vorzulegen.“

b) In Absatz 4 Satz 3 werden nach dem Wort „Vorhaben“
die Worte „abweichend von § 15 Abs. 3 Satz 4 Halbsatz 2
ROG“ eingefügt.

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Satz 1 wird durch die folgenden neuen
Sätze 1 und 2 ersetzt:

„1Zur Unterrichtung und Anhörung der Öffentlich-
keit stellt die Landesplanungsbehörde die Verfah-
rensunterlagen abweichend von § 15 Abs. 3 Satz 2
ROG mindestens bis zum Ablauf der Äußerungs-
frist nach Satz 7 öffentlich im Internet bereit. 2Fer-
ner legt die Landesplanungsbehörde ergänzend und
unbeschadet weiterer Zugangsmöglichkeiten im
Sinne des § 15 Abs. 3 Satz 6 ROG die Verfahrens-
unterlagen einen Monat lang öffentlich bei sich aus.“

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

cc) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und erhält folgen-
de Fassung:

„4Mit der öffentlichen Bekanntmachung nach § 15
Abs. 3 Satz 4 ROG macht die Landesplanungsbe-
hörde mindestens eine Woche vor Beginn der öf-
fentlichen Bereitstellung der Verfahrensunterlagen
im Internet  

1. die Einleitung des Verfahrens unter Benennung
des Verfahrensgegenstandes und des Untersu-
chungsraums, 

2. Ort und Dauer der öffentlichen Bereitstellung
der Verfahrensunterlagen im Internet (§ 15 Abs. 3
Satz 4 Halbsatz 1 und Satz 5 ROG),

3. Ort und Dauer der ergänzenden öffentlichen
Auslegung der Verfahrensunterlagen nach den
Sätzen 2 und 3 sowie etwaige weitere Zugangs-
möglichkeiten zu den Verfahrensunterlagen
(§ 15 Abs. 3 Satz 7 ROG),

4. das Bestehen einer Möglichkeit zur Äußerung
und die Äußerungsfrist nach Satz 7 (§ 15 Abs. 3
Satz 4 Halbsatz 2 ROG), die möglichen Formen
der Äußerung nach den Sätzen 8 und 9 sowie 

5. den Hinweis, dass bei Abgabe von Äußerungen
elektronische Informationstechnologien genutzt
werden sollen (§ 15 Abs. 3 Satz 4 Halbsatz 2
ROG),

öffentlich bekannt; für UVP-pflichtige Vorhaben
bleiben die Regelungen über die weiteren erforderli-
chen Angaben in § 19 Abs. 1 und § 21 Abs. 4 UVPG
unberührt.“

dd) Die bisherigen Sätze 4 und 5 werden Sätze 5 und 6.

ee) Der bisherige Satz 6 wird durch die folgenden neu-
en Sätze 7 und 8 ersetzt:

„7Jedermann kann sich abweichend von § 15 Abs. 3
Satz 4 Halbsatz 2 ROG bis einen Monat nach Ab-
lauf der Auslegungszeit nach Satz 2 zu dem Vor-
haben bei der Landesplanungsbehörde äußern.
8Äußerungen können bei der Landesplanungsbe-
hörde in elektronischer Form über die hierfür von
ihr eröffneten Zugänge sowie schriftlich oder zur
Niederschrift erfolgen.“

ff) Der bisherige Satz 7 wird Satz 9 und wie folgt ge-
ändert:

Die Verweisung „Satz 2“ wird durch die Verweisung
„Satz 3“ ersetzt.

gg) Der bisherige Satz 8 wird Satz 10 und wie folgt ge-
ändert:

Die Verweisung „Satz 3“ wird durch die Verweisung
„Satz 4“ ersetzt.

d) In Absatz 7 Nr. 5 wird die Angabe „Satz 8“ durch die
Angabe „Satz 10“ ersetzt.

3. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 5 Halbsatz 2 wird die Angabe „Sätze 4 und 5“
durch die Angabe „Sätze 5 und 6“ ersetzt.

bb) In Satz 7 wird die Angabe „Satz 8“ durch die An-
gabe „Satz 10“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „Satz 8“ durch die
Angabe „Satz 10“ ersetzt.

4. § 12 erhält folgende Fassung:

„§ 12

Beschleunigtes Raumordnungsverfahren
1Das beschleunigte Raumordnungsverfahren kann ab-

weichend von § 16 Abs. 1 ROG nur für Vorhaben durchge-
führt werden, die keiner Umweltverträglichkeitsprüfung
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
oder dem Niedersächsischen Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung unterliegen. 2Im beschleunigten Raum-
ordnungsverfahren  werden den zu beteiligenden öffentlichen
Stellen die Verfahrensunterlagen abweichend von § 15
Abs. 3 ROG allein gemäß § 10 Abs. 4 Sätze 1 und 2 zu-
gänglich gemacht; im Übrigen gilt § 10 Abs. 4 Sätze 3 bis 5
mit der Maßgabe, dass die Stellungnahmefrist nach § 10
Abs. 4 Satz 3 angemessen verkürzt werden kann. 3Ferner
kann abweichend von § 10 Abs. 5 und von § 15 Abs. 3
Satz 1 ROG auf die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie
auf eine Erörterung nach § 10 Abs. 7 und auf eine Ausle-
gung nach § 11 Abs. 3 Satz 3 verzichtet werden. 4Soll aus-
nahmsweise eine Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgen, so
können die Dauer der öffentlichen Bereitstellung der Ver-
fahrensunterlagen im Internet und der ergänzenden öffent-
lichen Auslegung sowie die Frist zur Äußerung nach § 10
Abs. 5 Satz 7 angemessen verkürzt werden.“

5. Dem § 21 wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) 1In Raumordnungsverfahren, die vor dem 20. Okto-
ber 2021 förmlich eingeleitet wurden, werden gesetzlich
vorgeschriebene einzelne Schritte des Verfahrens, die vor
dem 20. Oktober 2021 begonnen, aber noch nicht abge-
schlossen wurden, nach den bis zum 19. Oktober 2021 gel-
tenden Fassungen dieses Gesetzes und des Raumord-
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nungsgesetzes abgeschlossen. 2Ist in Raumordnungsver-
fahren, die vor dem 20. Oktober 2021 förmlich eingeleitet
wurden, mit gesetzlich vorgeschriebenen einzelnen Schrit-
ten des Verfahrens bis zum 19. Oktober 2021 noch nicht
begonnen worden, so können diese auch nach den ab dem
20. Oktober 2021 geltenden Fassungen dieses Gesetzes und
des Raumordnungsgesetzes durchgeführt werden.“

6. In § 22 Abs. 3 werden in Halbsatz 1 die Angabe „Sätze 6
und 7“ durch die Angabe „Sätze 7 bis 9“ und in Halbsatz 2
die Angabe „Satz 3“ durch die Angabe „Satz 4“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 13. Oktober 2021

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zum Staatsvertrag über die Errichtung und den Betrieb 

des elektronischen Gesundheitsberuferegisters 
als gemeinsame Stelle der Länder zur Ausgabe 

elektronischer Heilberufs- und Berufsausweise sowie zur 
Herausgabe der Komponenten zur Authentifizierung 

von Leistungserbringerinstitutionen

Vom 13. Oktober 2021

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 29. Juli 2021 vom Land Niedersachsen unter-
zeichneten Staatsvertrag über die Errichtung und den Betrieb
des elektronischen Gesundheitsberuferegisters als gemeinsame
Stelle der Länder zur Ausgabe elektronischer Heilberufs- und
Berufsausweise sowie zur Herausgabe der Komponenten zur
Authentifizierung von Leistungserbringerinstitutionen wird zu-
gestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird als Anlage veröffentlicht. 

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 11
Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit Abs. 3 Satz 1 für das Land
Niedersachsen in Kraft tritt, ist im Niedersächsischen Gesetz-
und Verordnungsblatt bekannt zu machen.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 13. Oktober 2021

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Anlage

Staatsvertrag
über die Errichtung und den Betrieb des elektronischen 

Gesundheitsberuferegisters als gemeinsame Stelle 
der Länder zur Ausgabe elektronischer Heilberufs- und 

Berufsausweise sowie zur Herausgabe der Komponenten 
zur Authentifizierung von Leistungserbringerinstitutionen

(eGBR-Staatsvertrag — eGBRStVtr)

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein und 
der Freistaat Thüringen 

schließen nachstehenden Staatsvertrag: 

Präambel

Mit Inkrafttreten des Artikels 1 des Gesetzes für sichere digi-
tale Kommunikation und Anwendungen im Gesundheitswe-
sen sowie zur Änderung weiterer Gesetze vom 21. Dezember
2015 (BGBl. I S. 2408) am 29. Dezember 2015 wurde der Zu-
griff auf Daten und Anwendungen der elektronischen Gesund-
heitskarte für Angehörige der nicht approbierten Gesundheits-
berufe sowie der sonstigen Erbringerinnen und Erbringer ärzt-
lich verordneter Leistungen grundsätzlich neu geregelt. 

Der Zugriff gemäß § 339 Absatz 3 Satz 1 des Fünften Buches
Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung — (Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477,
2482), das zuletzt durch Artikel 1 und 5 des Gesetzes zum
Schutz von Patientendaten in der Teleinfrastruktur (Patienten-
daten-Schutz-Gesetz — PDSG) vom 14. Oktober 2020 (BGBl.
Teil I Nr. 46, Seite 2115—2164) geändert worden ist, muss
personenbezogen über elektronische Heilberufs- und Berufs-
ausweise erfolgen. Die Länder sind nach § 340 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch zuständig
für die Bestimmung der Stellen für die Ausgabe elektronischer
Heilberufs- und Berufsausweise und können sich nach § 340
Absatz 3 Satz 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch hierzu
gemeinsamer Stellen bedienen. 

Das Patientendaten-Schutzgesetz (PDSG) sieht zudem in § 340
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, Nummer 3 und Nummer 4 SGB V
vor, dass den Ländern zusätzlich auch die Zuständigkeit für
die Bestimmung der Stellen für die Herausgabe der Kompo-
nenten zur Authentifizierung von Leistungserbringerinstitu-
tionen an die Angehörigen der in den §§ 352, 356, 357, 359
und 361 genannten Berufsgruppen, bei denen lediglich das
Führen der Berufsbezeichnung geschützt ist oder die zu den
weiteren zugriffsberechtigten Personen nach §§ 352, 356, 357,
359 und 361 gehören sowie für die Bestimmung der entspre-
chenden bestätigenden Stellen übertragen wird. 

In der 80. Konferenz der Ministerinnen und Minister, Sena-
torinnen und Senatoren für Gesundheit der Länder am 5. Juni
2007 wurde der Beschluss für die Errichtung eines elektroni-
schen Gesundheitsberuferegisters zur Ausgabe von Heilbe-
rufs- und Berufsausweisen gefasst. Die 82. Konferenz der
Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für
Gesundheit der Länder am 24. und 25. Juni 2009 bestimmte
durch Mehrheitsentscheidung Nordrhein-Westfalen als Sitz-
land für die gemeinsame Stelle.

Artikel 1

Allgemeines

(1) Das Land Nordrhein-Westfalen (Sitzland) errichtet das
elektronische Gesundheitsberuferegister als gemeinsame Stelle
der Länder für die Ausgabe elektronischer Heilberufs- und Be-
rufsausweise nach § 340 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Num-
mer 3 in Verbindung mit § 340 Absatz 3 des Fünften Buches
Sozialgesetzbuch sowie für die Herausgabe der Komponenten
zur Authentifizierung von Leistungserbringerinstitutionen in-
nerhalb eigener behördlicher Strukturen. 

(2) 1Hierzu wird das Sitzland von den vertragschließenden
Ländern ermächtigt. 2Das elektronische Gesundheitsberufere-
gister untersteht der Rechts- und Fachaufsicht des für das Ge-
sundheitswesen zuständigen Ministeriums des Sitzlandes.
3Dieses nimmt die Rechts- und Fachaufsicht im Benehmen
mit den für das Gesundheitswesen zuständigen obersten Fach-
und Landesbehörden der anderen vertragschließenden Län-
der wahr. 4Bei den Aufgaben des elektronischen Gesundheits-
beruferegisters handelt es sich um Verwaltungsaufgaben nach
dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch, daher liegt dem Verwal-
tungshandeln des elektronischen Gesundheitsberuferegisters
das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch — Sozialverwaltungsver-
fahren und Sozialdatenschutz — in der Fassung der Bekannt-
machung vom 18. Januar 2001 (BGBl. I S. 130) in der jeweils
geltenden Fassung zugrunde. 5Im Übrigen findet das Landes-
recht des Sitzlandes Anwendung. 

(3) Das elektronische Gesundheitsberuferegister ist nur für
diejenigen Angehörigen der in §§ 352, 356, 357, 359 oder 361
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch aufgeführten Berufe
(Zugriffsberechtigte) bzw. diejenigen Institutionen zuständig,
die nicht über eigene Körperschaften verfügen, denen die Auf-
gabe zur Ausgabe von Heilberufs- und Berufsausweisen sowie
für die Herausgabe der Komponenten zur Authentifizierung von
Leistungserbringerinstitutionen gesetzlich zugewiesen wurde.

(4) 1Ein Beirat aus Vertreterinnen und Vertretern der ver-
tragschließenden Länder (Länderbeirat) wirkt nach Maßgabe
der Artikel 6 bis 8 am elektronischen Gesundheitsberuferegis-
ter mit. 2Ein Fachbeirat aus Vertreterinnen und Vertretern der
Zugriffsberechtigten und ihrer Verbände berät das elektroni-
sche Gesundheitsberuferegister und wirkt nach Maßgabe der
Artikel 9 und 10 an seiner Fortentwicklung mit. 

Artikel 2

Aufgaben des elektronischen Gesundheitsberuferegisters

(1) Das elektronische Gesundheitsberuferegister ist als ge-
meinsame Stelle der vertragschließenden Länder für die Aus-
gabe von elektronischen Heilberufs- und Berufsausweisen
gemäß § 340 Absatz 1 Nummer 1 und Nummer 3 des Fünften
Buches Sozialgesetzbuch und weiterer für die Authentifizie-
rung von Leistungserbringerinstitutionen notwendiger Kompo-
nenten sowie für die Sperrung der Authentifizierungsfunktion
gemäß § 340 Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 2 des Fünften Buches
Sozialgesetzbuch zuständig, soweit hierfür nicht eine andere
Stelle nach Bundes- oder Landesrecht zuständig ist. 

(2) 1Die Ausgabe eines elektronischen Heilberufs- oder Berufs-
ausweises sowie weiterer für die Authentifizierung von Leis-
tungserbringerinstitutionen notwendiger Komponenten er-
folgt auf Antrag der oder des Zugriffsberechtigten. 2Die zuvor
genannten zur Antragstellung erforderlichen Daten sind in ge-
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eigneter Form nachzuweisen. 3Dem Antrag ist außerdem eine
Erklärung beizufügen, dass die Berufserlaubnis oder die Be-
rechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung oder ein An-
spruch auf Herausgabe der Komponenten zur Authentifizierung
von Leistungserbringerinstitutionen besteht und die der Zu-
griffsberechtigung zugrundeliegende Beschäftigung im Zeit-
punkt der Antragstellung noch ausgeübt wird. 4Die oder der
Antragstellende hat nachträgliche Änderungen hinsichtlich der
bei Antragstellung angegebenen Daten dem elektronischen
Gesundheitsberuferegister unverzüglich mitzuteilen. 

Artikel 3 

Zusammenarbeit mit bestätigenden Stellen

(1) 1Das elektronische Gesundheitsberuferegister holt unter
Vorlage des Antrags die Bestätigung gemäß § 340 Absatz 3
Satz 2 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch bei der jeweils
zuständigen bestätigenden Stelle in elektronischer Form ein.
2Hierfür teilen die vertragschließenden Länder dem elektroni-
schen Gesundheitsberuferegister die zuständigen bestätigen-
den Stellen nach § 340 Absatz 1 Nummer 2 und Nummer 4
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch mit und informieren
über Änderungen der Zuständigkeiten. 3Die elektronische Be-
stätigung kann nur mittels einer vom elektronischen Gesund-
heitsberuferegister unentgeltlich zur Verfügung gestellten
Software oder anderer vom elektronischen Gesundheitsberufe-
register anerkannter Software vorgenommen werden. 4Im Ein-
zelfall können in einer Übergangsfrist von fünf Jahren nach
Aufnahme der Geschäftstätigkeit des elektronischen Gesund-
heitsberuferegisters von Satz 1 abweichende Regelungen ge-
troffen werden. 

(2) 1Wird die Bestätigung nach § 340 Absatz 3 Satz 2 des
Fünften Buches Sozialgesetzbuch erteilt, ist dem Antrag auf
Ausgabe eines elektronischen Heilberufs- oder Berufsausweises
oder auf Herausgabe der Komponenten zur Authentifizierung
von Leistungserbringerinstitutionen zu entsprechen. 2Andern-
falls ist der Antrag abzulehnen. 3Das elektronische Gesundheits-
beruferegister unterrichtet die jeweilige bestätigende Stelle
über die Ausgabe des elektronischen Heilberufs- oder Berufs-
ausweises oder auf Herausgabe der Komponenten zur Authen-
tifizierung von Leistungserbringerinstitutionen oder die Ableh-
nung des Antrags.

(3) 1Auf Ersuchen erteilt das elektronische Gesundheitsbe-
ruferegister den bestätigenden Stellen Auskünfte über die bei
ihm gespeicherten Daten. 2Werden dem elektronischen Ge-
sundheitsberuferegister Tatsachen bekannt, welche Anlass zu
Maßnahmen der bestätigenden Stellen geben könnten oder die
auf einen Missbrauch eines elektronischen Heilberufs- oder
Berufsausweises hindeuten, unterrichtet es diese Stelle unver-
züglich. 

(4) Die jeweils zuständigen bestätigenden Stellen unterrich-
ten das elektronische Gesundheitsberuferegister unverzüglich,
falls die Zugriffsberechtigung entfällt. 

Artikel 4

Finanzierung und Kosten

(1) 1Für den Betrieb des elektronischen Gesundheitsberufe-
registers ist jährlich ein Wirtschaftsplan aufzustellen. 2Das
elektronische Gesundheitsberuferegister erhebt für seine Tä-
tigkeit zur Deckung des gesamten Personal- und Sachauf-
wands sowie notwendiger Investitionsaufwände Gebühren und
Auslagenersatz. 3Keine Gebühren und Auslagenersatz werden
für die Unterrichtung der bestätigenden Stellen nach Artikel 3
Absatz 2 Satz 3 und die Auskunftserteilung und Unterrich-
tung nach Artikel 3 Absatz 3 erhoben. 4Soweit die Leistungen
der Umsatzsteuer unterliegen, erhöhen sich die Gebühren und
Auslagen um die gesetzliche Umsatzsteuer. 

(2) 1Das Sitzland wird ermächtigt, durch Landesrecht die
Gebührensätze und den Auslagenersatz näher zu bestimmen
und dabei feste Sätze oder Rahmensätze vorzusehen. 2Die Ge-

bührensätze und der Auslagenersatz sind so zu bemessen,
dass der gesamte Finanzbedarf des elektronischen Gesund-
heitsberuferegisters abgedeckt wird. 

(3) Für die Bestätigung nach Artikel 3 Absatz 1 Satz 1 und
die dafür erforderliche Datenübermittlung an das elektronische
Gesundheitsberuferegister erstattet das elektronische Gesund-
heitsberuferegister den bestätigenden Stellen den Aufwand in
pauschalierter Form. 

(4) 1Der nicht durch Einnahmen gedeckte Finanzbedarf für
die Errichtung und Unterhaltung des elektronischen Gesund-
heitsberuferegisters wird unter den beteiligten Ländern nach
dem Königsteiner Schlüssel in der jeweils geltenden Fassung
verteilt. 2Sobald das Register Überschüsse erzielt, sind diese
vorrangig zur Tilgung der Finanzierungsleistungen der betei-
ligten Länder zu nutzen. 

Artikel 5

Haushalts- und Wirtschaftsführung

(1) 1Die Haushalts- und Wirtschaftsführung des elektroni-
schen Gesundheitsberuferegisters unterliegt der Prüfung des
Rechnungshofs des Sitzlandes. 2Das elektronische Gesund-
heitsberuferegister leitet dem Länderbeirat eine Prüfungsmit-
teilung des Rechnungshofs nach Erhalt unverzüglich zu. 3Das
elektronische Gesundheitsberuferegister hat bei seiner Haus-
halts- und Wirtschaftsführung die Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit zu beachten. 

Artikel 6 

Organisation und Struktur des Länderbeirats

(1) 1Das jeweils für das Gesundheitswesen zuständige Minis-
terium jedes vertragschließenden Landes entsendet für die
Dauer von höchstens fünf Jahren eine Vertreterin oder einen
Vertreter als Mitglied in den Länderbeirat und benennt eine
Stellvertretung. 2Eine Verlängerung der Entsendung ist mög-
lich. 3Bei der Sitzverteilung des Länderbeirats sind weibliche
und männliche Personen gleichermaßen zu berücksichtigen.
4Von Satz 3 darf nur abgewichen werden, wenn der entsen-
denden Stelle die Einhaltung der Vorgabe aus tatsächlichen
Gründen nicht möglich ist. 

(2) 1Der Länderbeirat gibt sich eine Geschäftsordnung und
wählt aus seiner Mitte jeweils für die Dauer von zwei Jahren
eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden (Vorsitz) sowie eine
Stellvertreterin oder einen Stellvertreter (Stellvertretung). 2Die
Wiederwahl des Vorsitzes sowie der Stellvertretung ist zuläs-
sig. 3Der Länderbeirat hat seine Geschäftsstelle beim elektroni-
schen Gesundheitsberuferegister.

(3) 1Der Länderbeirat tritt mindestens einmal jährlich zu ei-
ner ordentlichen Sitzung zusammen. 2Auf Antrag von mehr
als einem Drittel der Mitglieder tritt er zu einer außerordentli-
chen Sitzung zusammen. 3Die Einladung zu den Sitzungen,
die Aufstellung der Tagesordnung und die Sitzungsleitung ob-
liegen dem Vorsitz. 

(4) 1Bei Sitzungen des Länderbeirats hat das Bundesministe-
rium für Gesundheit ein Gast- und Rederecht. 2Auf Wunsch
des Länderbeirats nehmen die Leitung des elektronischen Ge-
sundheitsberuferegisters und die Sprecherin oder der Spre-
cher des Fachbeirats an Sitzungen des Länderbeirats teil. 3Der
Länderbeirat holt bei Fragen von grundsätzlicher Bedeutung
für das elektronische Gesundheitsberuferegister eine Stellung-
nahme des Fachbeirats ein. 

Artikel 7 

Aufgaben des Länderbeirats

(1) 1Der Länderbeirat empfiehlt Maßnahmen zur Optimie-
rung der Aufgaben des elektronischen Gesundheitsberuferegis-
ters. 2Er soll über Entscheidungen der Leitung in Angelegen-
heiten von grundsätzlicher Bedeutung für das elektronische
Gesundheitsberuferegister im Vorfeld informiert werden.
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(2) Der Länderbeirat beschließt jährlich über die Höhe der
gemäß Artikel 4 Absatz 3 festzulegenden Pauschale für die be-
stätigenden Stellen. 

(3) Der Länderbeirat spricht gegenüber dem Sitzland Emp-
fehlungen zu den gemäß Artikel 4 Absatz 2 in Verbindung mit
Artikel 4 Absatz 1 festzulegenden Gebührensätzen des elek-
tronischen Gesundheitsberuferegisters aus. 

(4) 1Der Länderbeirat kann von der Leitung des elektroni-
schen Gesundheitsberuferegisters jederzeit Auskunft über
dessen Tätigkeit verlangen. 2Hierzu sind dem Länderbeirat
unter Beachtung datenschutzrechtlicher Bestimmungen ent-
sprechende Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 3Das elektro-
nische Gesundheitsberuferegister erstellt spätestens bis zum
31. März eines jeden Jahres einen Jahresbericht über das je-
weilige Vorjahr und legt diesen dem Länderbeirat in schriftli-
cher oder elektronischer Form vor. 

(5) Der Länderbeirat stellt den Bedarf für Evaluationen fest.
Die ordnungsgemäße Umsetzung obliegt dem elektronischen
Gesundheitsberuferegister, das das Ergebnis dem Länderbeirat
vorlegt. In Ausnahmefällen kann der Länderbeirat das Sitz-
land mit einer Evaluation beauftragen.

(6) Der Länderbeirat formuliert Initiativen sowie Vorschläge
und Stellungnahmen zu den Aufgaben des Fachbeirates des
elektronischen Gesundheitsberuferegisters.

(7) Der Länderbeirat arbeitet vertrauensvoll mit der Auf-
sichtsbehörde des elektronischen Gesundheitsberuferegisters
zusammen und kann Aufsichtsmaßnahmen dieser Behörde
anregen. 

(8) Der Länderbeirat beschließt den Wirtschaftsplan des
elektronischen Gesundheitsberuferegisters. Der Wirtschaftsplan
für das Folgejahr ist bis zum 31. Januar eines jeden Jahres zu
beschließen. 

Artikel 8

Beschlussfassung des Länderbeirats

(1) 1Jedes Mitglied des Länderbeirats hat eine Stimme. 2Der
Länderbeirat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte
seiner Mitglieder anwesend ist. 3Er fasst seine Beschlüsse mit
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der anwesen-
den Mitglieder. 

(2) Eine schriftliche Beschlussfassung ist möglich, wenn nicht
mehr als drei Mitglieder widersprechen, Absatz 1 gilt entspre-
chend. 

Artikel 9

Organisation und Struktur des Fachbeirats

(1) 1Der Fachbeirat berät die Leitung und den Länderbeirat
des elektronischen Gesundheitsberuferegisters. 2Ihm soll vor
Maßnahmen, die Auswirkungen auf die Zugriffsberechtigten
haben können, Gelegenheit zur Stellungnahme geben werden. 

(2) 1Die Mitglieder des Fachbeirats werden durch die Leitung
des elektronischen Gesundheitsberuferegisters auf Vorschlag
der betroffenen Berufs- und Leistungserbringerverbände im
Einvernehmen mit dem Länderbeirat für die Dauer von höchs-
tens fünf Jahren berufen. 2Dabei sollen möglichst alle Zugriffs-
berechtigten durch Vertreterinnen und Vertreter ihres Berufs
oder ihrer Berufsverbände berücksichtigt werden. 3Bei dem
Vorschlag von Mitgliedern zur Besetzung des Fachbeirats sind
weibliche und männliche Personen gleichermaßen zu berück-
sichtigen. 

(3) 1Der Fachbeirat gibt sich eine Geschäftsordnung und
wählt aus seiner Mitte jeweils für die Dauer von zwei Jahren
eine Sprecherin oder einen Sprecher sowie eine Stellvertrete-
rin oder einen Stellvertreter. 2Der Fachbeirat hat seine Ge-
schäftsstelle beim elektronischen Gesundheitsberuferegister. 

(4) 1Der Fachbeirat tritt mindestens einmal jährlich zu einer
ordentlichen Sitzung zusammen. 2Auf Antrag von mehr als ei-
nem Drittel der Mitglieder tritt er zu einer außerordentlichen

Sitzung zusammen. 3Die Einladung zu den Sitzungen, die
Aufstellung der Tagesordnung und die Sitzungsleitung oblie-
gen der Sprecherin oder dem Sprecher. 4Auf Wunsch des
Fachbeirats nehmen die Leitung des elektronischen Gesund-
heitsberuferegisters und die oder der Vorsitzende des Länder-
beirats an Sitzungen des Fachbeirats teil. 

(5) Die Leitung des elektronischen Gesundheitsberuferegis-
ters berichtet dem Fachbeirat regelmäßig, wenigstens einmal
jährlich, über den Sachstand und die Entwicklung des elek-
tronischen Gesundheitsberuferegisters. 

Artikel 10

Beschlussfassung des Fachbeirats

(1) 1Jedes Mitglied des Fachbeirats hat eine Stimme. 2Der
Fachbeirat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der
Mitglieder anwesend ist. 3Er fasst seine Beschlüsse mit einfa-
cher Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder. 4Bei
Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.

(2) Eine schriftliche Beschlussfassung ist möglich, wenn nicht
mehr als drei Mitglieder widersprechen, Absatz 1 gilt entspre-
chend. 

Artikel 11

Schlussvorschriften

(1) 1Dieser Staatsvertrag bedarf der Zustimmung der verfas-
sungsgemäß zuständigen Organe der vertragschließenden
Länder. 2Er tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der dem
Monat folgt, in dem die letzte der von den vertragschließen-
den Ländern ausgefertigten Ratifikationsurkunden bei der
Staatskanzlei des Sitzlandes hinterlegt wird. 3Der Tag des In-
krafttretens ist in den jeweiligen amtlichen Verkündungsorga-
nen der Länder bekannt zu machen. 

(2) 1Sind bis zum 31. Januar 2021 nicht alle Ratifikationsur-
kunden hinterlegt, so tritt in diesem Zeitpunkt dieser Staats-
vertrag unter den Ländern in Kraft, deren Ratifikationsurkunden
bereits hinterlegt sind, sofern das Sitzland und sieben weitere
Länder Ratifikationsurkunden hinterlegt haben. 2Absatz 1 Satz 2
gilt entsprechend. 

(3) 1Für jedes vertragschließende Land, dessen Ratifikations-
urkunde bis zu dem nach Absatz 2 maßgebenden Zeitpunkt
nicht hinterlegt ist, wird der Beitritt zu diesem Staatsvertrag
in dem Zeitpunkt wirksam, in dem seine Ratifikationsurkunde
bei der Staatskanzlei des Sitzlandes hinterlegt wird. 2Absatz 1
Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) 1Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte Zeit. 2Er kann
von jedem Land durch schriftliche Erklärung gegenüber dem
für das Gesundheitswesen zuständigen Ministerium des Sitz-
landes unter gleichzeitiger Benachrichtigung der übrigen ver-
tragschließenden Länder zum 31. Dezember eines Jahres mit
einer Frist von einem Jahr gekündigt werden, frühestens aber
zum 31. Januar 2022. 

(5) 1Ist der Staatsvertrag von mehr als zwei Dritteln der ver-
tragschließenden Länder gekündigt worden, so ist das elektro-
nische Gesundheitsberuferegister aufzulösen. 2Das Sitzland
führt die Abwicklung durch. 3Die zum Zeitpunkt der Kündi-
gung an diesen Staatsvertrag gebundenen Länder sowie dieje-
nigen Länder, die den Staatsvertrag nicht länger als zwei Jahre
vor der Auflösung des elektronischen Gesundheitsberuferegis-
ters gekündigt haben, sind verpflichtet, dem Sitzland alle durch
die Abwicklung entstehenden Kosten anteilig zu erstatten, so-
weit das Vermögen des elektronischen Gesundheitsberufere-
gisters zur Abdeckung nicht ausreicht oder die Kosten nicht
anderweitig erstattet werden können. 4Das Anteilsverhältnis
unter den nach Satz 3 betroffenen Ländern wird nach dem
Königsteiner Schlüssel in der jeweils geltenden Fassung er-
rechnet. 5Sofern nach der Abwicklung ein nennenswertes
Guthaben verbleibt, wird es ebenfalls nach dem Königsteiner
Schlüssel in der jeweils geltenden Fassung auf die nach Satz 2
betroffenen Länder verteilt.
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Wahlkostenerstattungsverordnung 

Vom 12. Oktober 2021

Aufgrund des § 53 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommu-
nalwahlgesetzes in der Fassung vom 28. Januar 2014 (Nds.
GVBl. S. 35), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 10. Juni 2021 (Nds. GVBl. S. 368), wird verordnet:

Artikel 1

Die Wahlkostenerstattungsverordnung vom 26. Mai 2009
(Nds. GVBl. S. 227), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 7. August 2017 (Nds. GVBl. S. 255), wird wie
folgt geändert:

1. § 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) 1Der Ergänzungsbetrag beträgt bei Versendung der
Wahlbenachrichtigung nach § 18 Abs. 1 Satz 1 der Nieder-
sächsischen Kommunalwahlordnung (NKWO)

1. in Kartenform 0,93 Euro und

2. in Briefform 1,06 Euro

je wahlberechtigte Person. 2Findet in der Gemeinde zugleich
auch die Gemeindewahl oder eine Direktwahl statt, so ver-
ringert sich der Ergänzungsbetrag nach Satz 1 Nr. 1 auf
0,47 Euro und der Ergänzungsbetrag nach Satz 1 Nr. 2 auf
0,53 Euro. 3§ 1 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.“

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „von 0,60 Euro für jede
wahlberechtigte Person“ gestrichen.

bb) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt: 

„2Der Ergänzungsbetrag beträgt bei Versendung
der Wahlbenachrichtigung nach § 18 Abs. 1 Satz 1
NKWO

1. in Kartenform 0,65 Euro und

2. in Briefform 0,72 Euro 

je wahlberechtigte Person.“

cc) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 und 4.

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Findet in den Fällen des Absatzes 1 zugleich auch eine
Direktwahl in der Gemeinde statt, so verringern sich der
Grundbetrag auf 58,75 Euro, der Ergänzungsbetrag nach
Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 auf 0,33 Euro und der Ergän-
zungsbetrag nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 auf 0,36 Euro.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 12. September 2021
in Kraft.

Hannover, den 12. Oktober 2021

Niedersächsisches Ministerium
für Inneres und Sport

P i s t o r i u s

Minister



VAKAT
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